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Fortsetzung von Titelseite:
den. An der Sinnhaftigkeit unserer Ziel-
setzung und des auf den Weg gebrach-
ten Bebauungsplans hat sich damit nichts
geändert.
Apropos Bebauungsplan: In der veröf-
fentlichten Darstellung wurde der Ein-
druck vermittelt, Stadtverwaltung und/
oder Gemeinderat und/oder Oberbürger-
meister hätten geschlampt. Dem war und
ist mitnichten so. Die Aufstellung eines

Bebauungsplans bereits zu einem frühe-
ren Zeitpunkt könnte durchaus sinnvoll
gewesen sein. Sie war aber nicht notwen-
dig, da sowohl die Grundstückserbin als
auch der frühere Besitzer uns haben wis-
sen lassen, dass das Grundstück der Stadt
zukommen soll. Dies wurde auch von der
Erbin an uns herangetragen, mit der wir
ja aus diesem Grund Kaufverhandlungen
aufgenommen haben. Wenn aber ein
Verkauf an die Stadt angekündigt wird,

müssen wir nicht Regularien draufset-
zen, sondern gehen offen und vertrau-
ensvoll in die Verhandlungen. Dass diese
nach mehrmonatiger Dauer letztendlich
scheiterten und das Grundstück an einen
anderen Interessenten verkauft wurde,
obwohl die Stadt signalisiert hatte, den
gleichen Preis zu zahlen, liegt nicht an uns.

Guido Till
Oberbürgermeister

n Bei nur sechs Ja-Stimmen und zwei
Enthaltungen wurde eine Verände-
rungssperre für das Grundstück Blu-
menstraße 34/36 vom Gemeinderat
mit großer Mehrheit abgelehnt. Das
Gremium folgte damit dem Vorschlag
von Oberbürgermeister Guido Till.

„Politik lebt vom Vertrauen“, stellte als
erster Redner Armin Roos, Vorsitzender
der SPD-Fraktion, fest. Wenn vielleicht
auch von Seiten der Vorbesitzerin be-
stimmte Zusagen nicht eingehalten wor-
den seien, spreche der Vertrauensschutz
dennoch gegen eine Veränderungssperre.
Stadtrat Roos bedauerte, dass die Verwal-
tung keine klare Linie gezeigt habe. Felix
Gerber, Vorsitzender der CDU-Fraktion,
lehnte eine Veränderungssperre eben-
falls ab, vielmehr sollte „das Zeitalter der
Ungeschicklichkeiten“ verlassen werden.
Alle, inklusive Gemeinderat und Presse,
hätten das richtige gewollt, jedoch zum
falschen Zeitpunkt getan. Klar unterstütz-
te er den bereits auf den Weg gebrachten

Bebauungsplan für das Umfeld der Stadt-
halle als Regelung und Handhabe in der
Zukunft. Auch Christoph Weber, Frak-
tionsvorsitzender der Grünen, hielt den
Bebauungsplan für wichtig und richtig,
erteilte einer Veränderungssperre jedoch
ebenfalls eine Abfuhr. Stadtrat Christian
Stähle, der sich als Linker genötigt sah,
die soziale Marktwirtschaft zu verteidi-
gen, warf OB Till Unberechenbarkeit vor.
Stadtrat Dr. Emil Frick (BAG) wiederholte
seinen, von ihm bereits als SPD-Fraktions-
vorsitzender unterbreiteten, Vorschlag,
Stadt und Grundstückserwerber mögen
ein „joint venture“ eingehen. Wolfram
Feifel, Vorsitzender der Freien Wähler,
sah das Gemeinwohl mit Füßen getreten,
bemängelte die nicht objektive Bericht-
erstattung der Lokalpresse und befand:
„Die Stadtverwaltung wurde mehr als
gelinkt.“

Von Verhandlungen und vom Scheitern
Rolf Daferner, Vorsitzender der FDP+FW-
Fraktion, erinnerte an die Freude im Gre-

mium, als die Eigentümerin erklärte, dass
Grundstück an die Stadt verkaufen zu
wollen. Auch als nach einer ersten Eini-
gung ein Makler eingeschaltet wurde und
der Preis nach oben ging, gab es grünes
Licht. „Dass trotzdem an einen anderen
Interessenten verkauft wurde, hat uns
alle schockiert.“ Dem ersten Vorschlag
einer Veränderungssperre sei der Ge-
meinderat nicht gefolgt, sondern wollte
Verhandlungen zwischen der Stadt und
dem neuen Eigentümer. Nachdem diese
gescheitert seien, habe der Gemeinderat,
nicht der OB, mit überwältigender Mehr-
heit beschlossen, das Thema Verände-
rungssperre nochmals auf die Tagesord-
nung zu setzen.

Das Schlusswort vor der Abstimmung ge-
hörte Stadtrat Horst Wohlfart (FDP+FW),
der der Verwaltung bescheinigte, kei-
ne Versäumnisse begangen zu haben,
„höchstens einen zu großen Vertrauens-
vorschuss gegenüber der Vorbesitzerin.“

Gemeinderat unterstützt Kurs von Oberbürgermeister Guido Till

Keine Mehrheit für Veränderungssperre

n Das Vermögen der Hohenstaufen-
stadt zum Stichtag 1. Januar 2011
belief sich auf genau 382.022.135,41
Euro. „Unser neues Haushaltssystem,
zu dem auch die Eröffnungsbilanz
zählt, schafft mehr Transparenz und
ist damit Grundlage für ein verant-
wortungsbewussteres Handels der
städtischen Gremien“, begrüßt Ober-
bürgermeister Guido Till das Zahlen-
werk.

Bis zum Jahr 2016 müssen die Kommu-
nen in Baden-Württemberg ihr Haushalt
von der Kameralistik auf Doppik umge-
stellt haben, bis 2018 ist die erste Bilanz
vorgeschrieben. Göppingen hat das neue
kommunale Haushaltsrecht bereits zum
1. Januar 2011 eingeführt und am heuti-
gen Donnerstag, 24. November 2011, die
Eröffnungsbilanz vorgelegt. „Ich bin sehr
stolz, das wir nach Bruchsal, neben Stutt-
gart und Esslingen zu den ersten Städten
im Land gehören, die diese Umstellung
vollzogen haben“, dankt OB Till allen
an dem „Kraftakt“ Beteiligten. Allein in
das Teilprojekt „Vermögensbewertung/
Bilanz“ sind in den letzten dreieinhalb
Jahren 14.120 Arbeitsstunden investiert

worden, das entspricht 8,6 Vollzeit-
stellen. Immerhin musste das gesamte
Vermögen der Stadt, also Straßen und
Wege, Gebäude und unbebaute Grund-
stücke, Einrichtungsgegenstände und
Kunstwerke, Fahrzeuge und Forderungen

etc. bewertet werden. Bei Waldflächen
beispielsweise wurden Pauschalsätze
nach der Gemeindehaushaltsverordnung
(GemHVO) des Landes zu Grunde gelegt,
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Stadt Göppingen gehört zu den ersten Strädten in Baden-Württemberg

Eröffnungsbilanz verdeutlicht Vermögenslage
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